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— 


Deut ſchlaud. 


Berlin, 29. März. Zur geſtrigen Früh⸗ 
t, ſtückstafel hatten die kaiſerlichen Majeſläten außer 


als auf der Höhe 


Er trägt ein 


jr dem Erbgroßherzoge von Baden u. A. auch den 
f Generallieutenant v. Verſen, den Marquis 
1 d'Abſac geladen. Später begab ſich der Kaiſer 
. nach dem auswärtigen Amte und machte von dort 
h* aus einen Spazierritt durch den Thiergarten, in 
* der Richtung nach dem Grunewald. Gegen 


6 Ubr folgten die Majeſtäten der Einladung des 
[3 großbritanniſchen Botſchafterpaares zum Mittags 
mahle. Abends ſahen die kaiſerlichen Majeſtäten 
7 eine größere Zahl von höheren Offizieren, vor- 
nehmlich der Artillerie angehörend als Gäſte bei 
ſich zum Thee Heute Morgen empfing der Kaiſer 
den Prinzen Heinrich, welcher heute Morgen zu 
kurzem Beſuche aus Kiel hier eingetroffen iſt. 
Darauf unternahmen die kaiſerlichen Majeſtäten 
mit dem Prinzen Heinrich eine Spazierfahrt nach 
dem Thiergarten und machten dort eine längere 
Promenade in den Anlagen des Parkes. 

— Reichskanzler Fürſt Bismarck erſchien 
beute gegen 2% Uhr im Reichstage. 

— Von dem parlamentariſchen Gaſtmahl 
beim Reichekanzler, an welchem der Kaijer theil⸗ 
nahm, berichtet die „Magd. Ztg.“ folgenden klei 
nen Zwiſchenfall? Der Abg. v. Dietze zeigte 
dem Kanzler bei Tiſch ein neues Meſſer, das er 
eben bet ſeinem Friſeur im „Kaiſerhof“ gekauft 
hatte, indem er den Fürſten auf dies neue Pro⸗ 
dukt unferer Induſtrie aufmerkſam machte. Das 
| Meſſer zeigte auf der einen Seite des broncenen 

Heftes die Geſtalt des Kaiſers in Relief und auf 
der anderen Stite blejenige Bismarcks. Der 
| Kalſer wurde, als Bismarck das Meſſer betrach⸗ 
tete, aufmerkſam darauf und ließ es ſich vom 
Kanzler herüberreichen. Er betrachtete es und 
ſagte dann ſcherzend: „Nun, Bismarck, fo 
Rüden gegen Rücken haben wir uns doch noch 
nie entgegen geſtanden, ſeitdem wir uns kennen. 
Dann zum Abg. v. Dietze gewandt, fragte der 
Kaiſer, wo das Meſſer her ſei. Auf Diepe’s 

Antwort bemerkte er luſtig: „Beim Friſeur ? 

Was haben Sie denn da gemacht? Sie können 

ſich doch keine Locken mehr brennen laſſen!“ Dann 
nickte er Herrn v. Dletze zu und ſteckte das Meſſer, 
welches er anzunehmen gebeten wurde, dankend 
zur Erinnerung in die Taſche. 
Die Anweſenheit Sr. 
Katſers und Königs bei dem vom Reichskanzler 


vortreten laſſen, 


lichen Verkehr mit 


. 
— 


uſieht. 


terland 
tiniſche 


ihren Unterthanen 


Verſchmelzung von 


berg“ meldet, hat 


geſtanden, werde 


geſtellter Herr bet 
ließ, und die für 
worden iſt, macht 
ſidenz viel von ſich 


des 


Majeſtät 


4 

| 
N, | ' gegebenen parlamentariſchen Diner wird in der 
% Preſſe des In- und Auslandes vielfach be⸗ behen Hexen an 
18 | ſprochen. Bemerkenswerth ſcheint uns, ſchreibt 


die „Nordd. Allg. Ztg.“, wie ſelbſt das im wei⸗ 
teſten Sinne des Wortes liberale „Neue Wiener 
Tagblatt“ ſich in einem leitenden Artikel: „Ein 
nenes Tabakskollegtum“ zu der Sache äußert, 
indem es ſagt: 

„Wie Kaiſer Friedrich III. ſelbſt als Kron⸗ 
prinz geliebt hatte, am bürgerlichen Herde von 
Künſtlern, wie Knaus und Meyerheim, zu ver- 
kehren, ſo batte er als Fürſt und Vater darauf 
gehalten, daß fein künftiger Nachfolger von den 
früpeften Jahren an in enge Berührung mit den 
verſchtedenen Geſellſchaftsſchichten feines Volkes 
trat und — unbeſchadet des Bewußlſeins von 
feiner Stellung — die Bedürfniſſe, Bestrebungen 
und Anſchauungen von Hoch und Niedrig in 
jeinem Lande kennen lernte, 

So bat ſich denn in der kurzen Zeit, die 
Veit ſeiner Thronbeſteigung verfloſſen iſt, Wil⸗ 
beim II. Perſönlichkeit in ſehr beſtimmten Um⸗ 
riſſen, die für jedes nicht durch Vorurtheil ge · 
trübte Auge zu erfaſſen ſind, abgezeichnet. An 
den fremden Höfen läßt man der ernſten Würde 
feines Auftretens Gerechtigkeit widerfahren, und 
ſein königliches Anſehen gilt nicht blos als Erb⸗ 
ſtück feiner Väter, ſondern auch als feine eigene 
Exrungenſchaft. Sein Heer it von dem Be⸗ 
wußtſein durchdrungen, daß es jeden Augenblick 
dem ſcharf prüfenden Blicke des oberſten Kriegs 
herrn Stand halten muß. Aber wenn er viel⸗ 
leicht ſoeben die Wachparade heimgeſchickt hat, 
weil ſie nicht ſtramm genug am königlichen 
Schloſſe vorbeimarſchirte, jo erſcheint er gleich 
darauf in einer Fabrik, um ſich durch eigenen 
Augenſchein vom Gange der Geſchäfte und von 
der Lage der Arbeiter zu überzeugen. Den ihm 
von Arbeitern überreichten Kranz erklärt er fteu⸗ 

dig für die ſchönſte Gabe, die er noch als Herr ⸗ 
ſcher empfangen, und dem Adel ſeines Landes 


von Freunden un 


entwurf, betreffend 
und Waiſen der 


Monarchie. 


auch 
werde, und die zu 
laſſen.“ 
gel beſtellt. 


Wahlkreis Weimar, 


drückt er das Vertrauen aus, derſelbe werde ſich] v. Pfeil der Antrag eingebracht worden, die Re 
rungen ſtehend erweiſen. 


ſich, wie nur irgend einer ſeiner Vorfahren, aber 
er will nicht durch einen Stand über die ande 
ren Stände herrſchen, ſondern der König glei⸗ 
chermaßen für Alle ſein, die Bethätigung des 
Königthums, nach altpreußiſcher Ueberlieferung, 
auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens her⸗ 


Kind der neuen Zeit, die lebendige Fühlung mit 
den verfaſſungsmaßigen Einrichtungen und deren 
Vertretern unterhalten. 
des Königthume in Preußen und bei dem eige- 
nen Kraftbewußtſein, von welchem der junge 
deutſche Kaiſer erfüllt iſt, kann es nur als eine 
erfreuliche Bürgſchaft für die Zukunft des deut⸗ 
ſchen Verfaſſungelebens betrachtet werden, daß 
ih Wilhelm II. aus freiem Antriebe in perſön⸗ 


die er nicht als etwas dem Königthume Aufge⸗ 
drungenes, ſondern als befugte und willkommene 
Genoſſin in der Arbeit für das gemeinſame Va 
Man braucht nicht eine byzan⸗ 
ewunderung zu äußern, 
krönte Häupter zu gelegentlichem Umgang mit 


die Art, wie Wilhelm II. in dem neuen Tabaks⸗ 
follegium beim Reichskanzler mit den deutſchen 
Volksvertretern verkehrt, als das Zeichen einer 
Zeit begrüßen, welche an der Ausgleichung ſcheln⸗ 
bar unverſöhnlicher Gegenſätze und an der wahren 


zu verzweifeln braucht.“ 
5 — Wie der 


nen des Staatsminiſters v. Varnbüler ſeine tief⸗ 
gefühlte Theilnahme an ihrem Verluſte in einem 
Handſchreiben ausgedrückt, in welchem es beißt, 
der König, welchem der Verſtorbene in ſchwiert 
gen Zeiten mit ſeinem bewährten Rath zur Seite 


treues Andenken bewahren. c 
— Aus Stuttgart wird dem „B. T.“ 
geſchrteben: Eine Indiskretion, die ſich ein hoch⸗ 


folgt: Hofrath Dr. Pf. Hatte Briefe eines Sehr 


zu verſchaffen gewußt und zeigte dleſe Briefe, 
die einen intimen Charakter tragen, einer Reihe 


kretion hatte zur Folge, daß der Herr Hofrath 
von der Hofgeſellſchaft plötzlich in Acht und 
Bann gethan wurde. 
ebenſo gemieden, wie fie früher geſucht waren, 
und Hofrath Pf. bat ſich bereits entſchloſſen, das 
Pflaſter Stuttgaris, auf dem ihm unheimlich 
wird, für immer zu verlaſſen und ſich im Lande 
der Zitronen am Strande des Tiber anzuſtedeln. 

— Die Budgetkommiſſion des Abgeordneten⸗ 
bauſes berteth heute den ihr überwieſenen Geſetz⸗ 


Landeskirche in den neun älteren Provinzen der 
Das ganze Geſetz wurde einſtimmig 
unverändert angenommen. 
gende vom Abg. Bödifer (Zentr.) beantragte Re⸗ 
jointion zur einftimmigen Annahme: „Die könig⸗ 
liche Staatsregierung 
wirken, daß eine Verſorgung der Wittwen und 
Waiſen evangeliſcher Gelſtlicher, wie fie nach der 
gegenwärtigen Vorlage in den neun älteren Pro⸗ 
vinzen vorgeſehen wird, in entſprechender Weiſe 
— und, jo weit nöthig, unter Gewährung ver⸗ 
haͤltnißmäßiger Beihülfen aus Staatsmitteln — 
in den übrigen Landestpeilen eingerichtet 


dem Landtage ſobald als möglich zugehen zu 
Zum Referenten wurde der Abg. Sten⸗ 


— Der Reichstags- Abgeordnete 


Ztg.“ mittheilt, ein Mandat für den Reichs tag 
nicht mehr annehmen. 
Prof. Delbrück in Jena von den Kartellparteiın 
als Kandidat aufgeſtellt werden. i 
— Im Herrenhauſe ift von dem Grafen 


ſuchen, und dabel zeigte ſich nach Anhörung der 
50 militäriſchen Behörden, von denen nur 5 
der verlängerten Dienſtzeit beiſtimmten, die an⸗ 
deren alle „aus gewichtigen Gründen der Dienſt⸗ 
forderungen“ den Vorſchlag verwarfen und den 
Gewinn aus Erhöhung der Penſionsabgaben von 
4 auf 5 Prozent als höchſt unbedeutend bezeich⸗ 
neten, das klare Ergebniß, daß keine von den 
beiden Maßregeln paſſend iſt. Der Kriegs 
miniſter rieth daher, das Schreiben des Reichs ⸗ 
tags ohne Folgen zu laſſen und für 1890 zum 
Zweck der Penſionen ein Kreditiv von 1,375,000 
Kronen zu verlangen. Angeſichts der ſehr ge⸗ 
nau entwickelten Gründe iſt dem Staatsausſchuſſe 
nichts übrig geblieben, als die königliche Forde⸗ 
rung zur Bewilligung zu ſtellen; er meint zwar, 
daß die Vorſtellung des Reichstags durch die be⸗ 
werkſtelligte Unterſuchung noch nicht entſcheidend 
beantwortet jet, und daß dieſe fortgefetzt werden 
ſolle, da in den oben erwähnten fünf Gutachten 
doch gute Gründe vorlägen, hat aber mit dieſer 
Aeußerung, wie es ſcheint, nur den Rückzug 
decken wollen. Uebrigens ſcheint, der Ausſchuß 
für die Erhöhung des Kreditivs einen Erſatz 
in Kürzung der Penſionen im Ziviletat ſuchen zu 
wollen. 

Die beantragte offene Abſtimmung im Reichs⸗ 
tage iſt am 20. d. Mts. in beiden Kammern in 
der Erſten ohne Abſtimmung, in der Zweiten mit 
109 gegen 78 Stimmen verworfen worden. 

Petersburg, 28. März. Auf die angebliche 
Ausſage des Archimandriten Paiſſt fußend, greift 
heute die „Nowoje Wremja“ in einem gehar⸗ 
niſchten Artikel die Franzoſen wegen der Sagalle- 
Affaire an. Paiſſt behauptet nämlich, das Bom- 
bardement ſet von der kriegeriſchen römiſch ·katho · 
liſchen Kirche angezettelt, welche veranlaßt habe, 
daß ſich die franzöſiſchen Geſchütze auf das grie⸗ 
chiſche Kreuz richteten. Paiſſi behauptet ferner, 
Aſchinow habe ſofort mit dem erſten franzöſiſchen 
Abgeſandten unterhandeln wollen und, da er vie- 
ſer Sprache nicht mächtig, um einen Dolmetſcher 
erſucht. Die Franzoſen jedoch hätten dieſe Bitte 
nicht erfüllt. Daraufhin greift nun die „Nowoje 
Wremja“ Frankreich an. Nichts deſtoweniger bleibt 
die ganze Aſchinow⸗Expedition eine der blama- 
belſten und zugleich charakteriſtiſcheſten „ruſſiſchen“ 
Affatren der letzten Jahre. Dieſem allbekannten 
Schwindler und dem ebenſo myſteriöſen Archi⸗ 
mandriten Paiſſi warf Rußland Hunderttauſende 
von Rubeln in den Schooß. Den großen aſtati⸗ 
ſchen Forſchungsreiſenden, Prſchewalskt, dem zu 
Ehren jetzt, nachdem er tobt iſt, die Stadt Ko⸗ 
rakul in Peſchewalski umgetauft wird, unterſtützte 
Rußland anfangs garnicht, ſpäter nur mit Sum⸗ 
men, die im Vergleich zu den Aſchinow zugefloſ⸗ 
ſenen recht beſcheiden waren. 

Belgrad, 28. März. König Milan wird 
ſich morgen über Niſch nach Konſtantinopel be⸗ 
geben, wo er Gaſt des Sultans fein wird. Die 
Regenten und der Miniſterpräſident werden den 
König bis nach Niſch begleiten. Zu Ehren des 
Königs Milan fand heute beim türkiſchen Ge⸗ 
ſandten ein Öaladejeuner ſtatt, dem auch die Re⸗ 
genten, der Miniſterpräſident und die auswärtigen 
Giſandten beiwohnten. 

Luxemburg, 27. März. Wir befinden uns 
am Vorabend eines Ereigniſſes, welches aller 
Wahrſcheinlichkeit nach die neue Aera bei uns 
einleiten wird, nämlich der Einſetzung einer Re⸗ 
gentſchaft unter dem Thronerben, dem Herzog 
von Naſſau. Unſere Verfaſſung vom 17. Okto⸗ 
ber 1868 beſtimmt für den Fall, wo der König⸗ 
Großherzog außer Stande iſt, die Regierung aus⸗ 
zuüben, daß die Regentſchaft nach den Bor- 
ſchriften des naſſauiſchen FJamilienvertrages vom 
30. Juni 1783 eingeſetzt wird. Dieſer Vertrag 
bezeichnet den muthmaßlichen Thronerben als den 
Landtsverweſer. Ueber das in ditſem Falle zu 
befolgende Verfahren enthält die Verfaſſung keine 
Vorſchriften. Die Regierung wird ſich daher be⸗ 
gnügen, nach Berathung mit der Kammer oder 


jeiner geſchichtlichen Ueberliefe gierung zu erſuchen: In Erwägung daß die 
Beſtimmungen in Betreff der Unterhaltung und 
Baulaſt der Volksſchulen in Schleſten theils durch 
die Geſetzgebung überholt, theils unklar ſind und 
immer mehr Anlaß zu Prozeſſen geben, auch die 
Rechtsſprechung des Oberverwaltungsgerichts die 
vorliegende Unſtcherheit nicht beſeitigt hat, eine 
einheitliche geſetzlicht Regelung der Beitragspflicht 
zu den ſächlichen und perſönlichen Unterhaltungs- 
laſten der Volksſchulen in der Provinz Schleſien 
herbeizuführen. 

— Aus der Geſchäftsordnungs⸗Kommiſſion 
dis Reichstages erfährt das „B. T.“, daß die⸗ 
ſelbe — entgegen früheren Mittheilungen — be⸗ 
ſchloſſen hat, die Genehmigung zur Verfolgung 
des Abgeordneten Grillenberger nicht zu ertheilen. 

— Das aus den Kriegsſchiffen „Stoſch“, 

„Charlotte“, „Gneiſenau“ und „Moltke“ be⸗ 
ſtehende Schulgeſchwader, von dem es vor eint- 
ger Zeit hieß, es ſei nach Samoa beordert, iſt 
am 26. d. M. in Palermo eingetroffen, von wo 
es heute die Heimreiſe ſortſetzen wird. 
In Hamburg hat die Bürgerſchaft 
den Senatsantrag auf Errichtung eines Ein- 
wohnermeldeamts mit 62 gegen 60 Stimmen 
abgelehnt. Der Antrag bezweckte, die bisher nicht 
anmeldungspflichtigen Bürger und Staatsangehö⸗ 
rigen zur Meldung heranzuziehen, wogegen als 
eine Beſchränkung der Freiheit ſeitens der Linken 
opponirt wurde. 

— Die Neubildung des ungariſchen Kabt- 
nets gelangt jetzt in Fluß. Die „Nat.-Ztg.“ 
erhält hierüber ſolgendes Privattelegramm aus 
Beh, 29. März: 

Der Sektionschef im auswärtigen Amte, 
Szögenyi, wurde heute telegraphiſch hierher zum 
Kalſer berufen. Es handelt ſich um den Ein- 
tritt des Genannten als Miniſter des Innern in 
das Kabinet Tisza. Erſt damit wird auch die 
Frage wegen des Eintritts Szilagyi's endgültig 
entſchieden werden. 

— Das „Journal de St. Petersbourg“ 
ſpricht feine Hope Befriedigung aus über die Ur⸗ 
teile der deutſchen Blätter bezüglich der ſinan 
ziellen Lage Rußlands, die das Gepräge der 
Wahrheit und Unparteilichkeit trügen und die im 
Gegenſag zu früheren Auslaſſungen derſelben 
Blätter ſtänden. Gleichwohl hätten Börſenſpe⸗ 
kulanten verſucht, durch die von der „Pol. Korr.“ 
gebrachte Nachricht von ruſſiſchen Truppenbewe⸗ 
gungen an der afgbaniſchen Grenze eine Baiſſe⸗ 
bewegung herbeizuführen; dieſe Nachricht ſei aber 
vollſtändig erfunden. 

Betreſſs der Ausweiſung ruſſiſcher Unter⸗ 
thanen aus Rumänien bemerkt das Journal, es 
lei zu hoffen, daß die rumäniſche Regierung den 
begründeten Reklamationen gegen dleſe Maßregel, 
zu welcher keln Anlaß vorgelegen habe, flattgebe 
und den übertriebenen Eifer mehrerer ihrer Be 
amten mäßtge. 

Kiel. 27. März. Der Vizeadmiral a. D. 
Schr. v. Reibnitz, zuletzt Direktor des Bildungs- 
weſens der Marine, iſt mit der geſetzlichen 
Penſion durch Kabineteordre vom 19. d. zur 
Diepofition geftellt. \ 


Ausland. 


Stockholm, 25. März. In der vielbehan 
delten Frage der Ausrüſtung des Heeres mit 
neuen Gewehren hat der Staatsausſchuß vor ⸗ 
geſchlagen, daß die im kriegs miniſtertellen Bud. 
get zur Verfertigung von 200,000 Gewehren 
und 20,000 Karabinern nebſt dazu erforder⸗ 
lichen Maſchinen begehrte Summe von 3,396,000 
Kronen, auf 5 Jahre vertheilt, herabgeſetzt 
werde auf 1,700,000 Kronen, vertheilt auf 6 
Jahre, zur Verfertigung von 100,000 Gewehren 
nebſt den Maſchinen. Die Entſcheidung des 
Reiches tags wird vorausſichtlich biejelbe ſein, fo 
daß die Ausrüſtung des Fußvolks mit den er- 
ſorderlichen neuen Waffen ſich ſehr lange hinzieht. 
In Anlaß der fortwährenden Vermehrung des 
Kreditios für Penſionirung der Offiziere hatte der 
Reichstag von 1887 einen Antrag an die Re- 
sierung auf Maßregeln geſtellt, welche dieſem 
bedenklichen Verhältniß entgegenwirken follten, 
und ſetnerſeits ein Vorrücken des Penſtonsalters 
der Kompagnieofſiziere von 53 auf 55 Jahre 
und Erhöhung der Penſionsabgabe der angehen 
den Offiziere vorgeſchlagen. Der König ließ 
die betreffenden Verhältniſſe gründlich unter 


ſo ſtarkes Königsbewußtſein in 


und vor Allem auch, als ein 


Eben bei der Macht 


der Volksvertretung geſetzt hat, 


wenn ſich ge 


herablaſſen, aber man darf 


Fürften- und Volks rechten nicht 


„Staatsanzeiger für Würtem⸗ 
der König den Hinterbliche 


ihm ſtets ein dankbares und 


Hofe zu Schulden kommen 
denſelben verhängnißvoll ge- 
gegenwärtig in unſerer Ne- 
reden. Der Fall liegt wie 


einen gewiſſen Amerikaner ſich 


d Bekannten. Dieſe Indis⸗ 


Seine Soirten ſind jetzt 


die Fürſorge für die Wittwen 
Geiſtlichen der evangeltihen 


Ebenſo gelangte fol- 


zu erſuchen, dahin zu 


dem Ende nöthigen Vorlagen 


dem Staatsrath, dem Herzog von Naſſau die 
Regentſchaft anzubieten, Im Uebrigen hat die 
Regierung ihre Maßregeln für dieſen Fall, ſowie 
für den Fall des Ablebens des Königs der Nie- 
derlande längſt getroffen und die neue Aera wird 
eintreten, ohne daß die geringften Beſorgniſſe 
berechtigt wären. 


für den 
Müller, wird, wie die „Hall. 


An feiner Stelle wird 


auch nur mit dem Vorſtand der Kammer und 


* Ueber die Verjährungen der nach dem dent ⸗ 


\ 


4 Stettiner Nachrichten. 

Stettin, 30. März. Der Aufſichtsrath des 
„Vulkan“ beſchloß in ſeiner geſtrigen Sitzung, der 
General Verſammlung die Vertheilung einer Di 
oldende von 6 Prozent für alle Aktien pro 1888 
zur Genehmigung vorzuſchlagen bei angemeſſenen 
Abſchreibungen und Zurückſtellungen. 

— Die allgemeine Verfügung über die 
Strombauverwaltung vom 22. Januar d. J., 
durch welche der Geſchäftekreis Diefer Behörde im 
Intereſſe der Verhütung und wirkſamen Be⸗ 
kämpfung der Hochwaſſergefahr weſentlich erwei⸗ 
tert iſt, tritt, abgeſehen von alsbald zur Geltung 
gelangten Beſtimmungen über die einheitliche Lei ⸗ 
tung der Maßregeln bei Eis- und Hochwaſſer⸗ 
gefahr, am 1. April d. J. in Kraft. Eine Ge⸗ 
ſchäftsanweiſung feitens der Miniſter der öffent⸗ 
lichen Arbeiten und für Landwirthſchaft regelt 
des Näheren die Beobachtungen und das wiſſen⸗ 
ſchaftliche Studium der Hochwaſſererſcheinungen, 
die der Strombauverwaltung obliegende techniſche 
Prüfung der Projekte für Anlegung von Deichen 
und andere die Verengung des Hochwaſſerproſils 
viranlaſſende Anlagen ſowie auch die Mitwir⸗ 
kung bei der Aufſicht über die Deiche und das 
geſammte Ueberſchwemmungs Gebiet. Ueber die 
einheitliche Leitung des Hochwaſſerſicherungsdienſtes 
it eine Anweiſung, zunächſt nur für das laufende 
Frühjahr, proviſoriſch ertheiltz auf Grund der 
damit zu ſammelnden Erfahrungen wird dann die 
definitive Anweiſung erfolgen. 

— Das Tödten der Fiſche wird in ganz 
Deutſchland meiſt in ſolcher Weiſe beſorgt, daß 
man die Fiſche zu Tode quält und langſam ab- 
ſterben läßt. Anders in Holland, dort ſchlachtet 
man die Fiſche wirklich und übt dadurch nicht 
allein einen Akt der Humanität aus, ſondern 
verſteht auch die Fleiſchſpeiſe geſund und ihrem 
Werthe angemeſſen zu erhalten und wäre zu 
wünſchen, daß ih auch bei uns dieſe Schlacht⸗ 
weiſe einführen möchte. Man giebt dort jedem 
Fiſche hinter dem Kopfe mit einem recht ſchar⸗ 
fen Meſſer einen einzigen tiefen Schnitt, der 
das Gehirn vom Rückenmark trennt und den 
Fiſch ſofort tödtet. Hierdurch wird das lang- 
ſame qualvolle Abſterben verhindert, welchts den 
Fiſch nothwendig zu einer geringwerthigen, ja 
oft ſchädlichen Nahrung macht, und wird jene 
große Vorzüglichkelt erreicht, welche nach ein⸗ 
timmigem Urttzell die zubereiteten Fiſche in Hol⸗ 
land ſtets haben. Das Fleiſch iſt dort durch 
das Schlachten viel feſter, der Geſchmack viel 
beſſer, die Haltbarkeit eine erhöhte und die 
Speiſe viel geſünder. Nach dem Schlachten 
pflegt man den Fiſch mit mehreren Quer ſchnitten 
zu verſehen, die das Fleiſch weit aufklaffen machen 
und io ein Zeichen der erfolgten Schlachtung 

üben. 

g — In dem am Freiteg, den 5. April, im 
großen Saale des Konzerthauſes ſtattfindenden 
Konzert der Akademie für Kunſtgeſang wird 
„Dornröschen“, Märchen für Solt, Deflamation 
und Chor von Reinecke zur Aufführung ger 
langen. 

— Es find mehrfache Fälle zur Kenntnif 
des Miniſters des Innern gekommen, in denen 
Arbeitsunternehmer in Strafanſtalten Bekannt- 
machungen erlaſſen haben, worin ſie ihre Fabri⸗ 
kate, unter ausdrücklicher Bezeichnung als Straf- 
anfaltsarbeit, als beſonders billig zum Kauf an- 
boten. Derartige Bekanntmachungen erregen, 
wie eine Zirkular-Berfügung des Miniſters vom 
6. März d. J. ausführt, in den bethelligten 
Handwerkerkreiſen Erbitterung und tragen dazu 
bei, im Publikum die Vorurtheile gegen die Ge⸗ 
fängnifarbeit zu ſteigern. Um dieſen nachthei⸗ 
ligen Folgen entgegenzuwirken, erſucht der Mi- 
niſter die Regierungs-Präfidenten bezw. königlichen 
Regierungen, in die Kontrakte über die Berbin- 
gung von Strafanſtaltsarbeiten künftig jedes mal 
den RNichterlaß von derartigen Bekanntmachungen 
als Bedingung aufnehmen zu laſſen und ſchon 
jetzt in geeigneter Weiſe dahin zu wirken, daß 
die Unternehmer, mit denen ſolche Verträge be- 
reits abgeſchloſſen find, ſich nicht fernerwelt bei 
ihren Anzeigen der Bezeichnung als „Straf- 
anflaits-Magazine! ꝛc. bedienen. Unternehmer, 
welche dem zuwiderhandeln, werden in den An- 
falten des Reſſorts des Miniſteriums dee In- 
nern von der Zulaſſung zur Arbeit in Zukunft 
unbedingt ausgeſchloſſen werden. — Die wirth 
ſchaftiich fördernde Beſchäftigung der Strafge- 
fangenen iſt durchaus noihwendig; es darf von 
derſelben nicht Abſtand genommen werden, ſelbſt 
wenn der Ruf laut wird, daß das freie Hand- 
werk durch die Konkurrenz gedrückt werde. Hler⸗ 
mit iſt es in der That nicht ſo arg; denn ſeit 


Jahren find die Gefängniß- Verwaltungen bemüht 


und wachen achtſam darüber, daß die einen ſpä⸗ 
teren ehrlichen Erwerd fördernde Thätlgkeit und 
die Beſchäftigung die Hauptſache bleibt, nicht 
etwa ein Gelderwerb. Wir erwarten nicht, daß 
ver Lärm über die Arbeit in den Strafanſtalten 
ſobald aufhört; es iſt darauf zu achten, daß keine 
Schärfen hervortreten. Hierzu ſcheint auch der 
obige Erlaß des Herrn Miniſters wirken zu ſol⸗ 
len. Keineswegs ſoll der Arbeitsbetrieb in den 
Strafanſtalten als ein Geheimniß betrieben wer⸗ 
den: es ſoll nur nicht mit der Auslobung des⸗ 
ſelben ein Aergerniß bereitet werden, was na⸗ 
mentlich bei ſolchen zu fürchten iſt, welche die 
Nothwendigkelt der Beſchäftigung in den Straf- 
anſtalten nicht erkennen und darin nur eine Ge⸗ 
ſchäftskonkurrenz zu ſuchen vermögen. 


TTT 
Die Verjährung der ſtrafbaren Handlungen. 
: Nachdruck verboten. 


— 


ſchin Reichegeſetzbuche erloſſenen Strafen wegen 
degangener Verbrechen und Vergehen beſteht im 
Publikum eine ſo große Anzahl unrichtiger und 
unklarer Vorſtellungen, daß es angezeigt erſcheint, 
die hauptſächlichſten Punkte einer luczen Erörte⸗ 
rung und Beſprechung zu unterziehen 

In der Kriminalfuſtiz bedeutet die Verjäh 
rung die Aufhebung aller durch das öffentliche 
Recht gebotenen, Folgen eines Vergehens (De 
likte) im weiteren Sinne nach dem Ablaufen einer 
feſtgeſetzten Zeit, und zwar wird ſie mit der 
überall im Leben zur Geltung gelangenden Macht 
der Zeit, welche die Wirkungen einer begangenen 
That vermindert, zuweilen die ganz vergeſſen läßt, 
begründet. Durch den Zeitenlauf werden die 
Konſe quenzen der verſchiedenen Strafhandlungen 
aus dem Leben in die Vergangenbeit zurückge⸗ 
drängt, wie endlich auch durch ihn oft mehr, oft 
weniger großer Einfluß auf die Perſon des Ber⸗ 
brichers ausgeübt wird. Der Geſetzgeber gebt 
hierbei von der Anſicht aus, daß der verbreche⸗ 
riſche Wille, welchem die böſe That entſproſſen 
iſt, die Leidenſchaften, die zur Begehung der 
mannigfaltigen Verbrechen antreiben, im Strome 
der nimmer raſtenden Zeit erlöſchen und ver- 
ſchwinden, daß die dahineilenden Jahre mit ihren 
ewig wechſelnden Erfahrungen den früheren Ber⸗ 
brecher vielleicht beſſern und veredeln, daß fie 
vielleicht in ihm einen neuen Menſchen gebären 
laſſen. 

Hierzu kommt aber noch, daß ein nach 

großem Zeitraum, vielleicht Jahre oder Jahr- 
zehnte nach Begehung eines anfänglich unaufge- 
klärten und unentdeckten Verbrechens, eingeleitetes 
Strafverfahren nur mit den größten, oft un⸗ 
überfteiglichen Hinderniſſen und mit unſäglichen 
Schwierigkeiten zu einer gerechten Urtheilsfällung 
führt, daß die Perſonen verzogen, verſchollen oder 
verſtorben und daß in Folge deſſen die Beweise 
mittel kaum noch herbei zu ſchaffen find, Meiit 
ſind auch die letzteren aus dem Gedächtniſſe der 
Betheiligten entſchwunden und ſcheinbar unwich⸗ 
tige, für den Richter aber unentbehrliche und 
wichtige Nebenumſtände find längſt verloren ge⸗ 
gangen. : 
Und nun tritt an die Stelle beſtimmter und 
klarer, für den Urtheilsſpruch aber ſo wichtiger 
Zeugenausſagen eine Unſicherheit, welche eine ge- 
rechte Beurtheilung miiſt unmöglich macht und 
nur zu leicht iſt es möglich, daß für leichtere 
Vergeben ſchwere und für ſchwere Vergehen 
leichtere Strafen verhängt werden, ungewollt vom 
Richter. 

Nicht unerwähnt möge aber auch ſein, daß 
auch die Gegner der Strafverjährungen, und es 
werden da ſehr oft Stimmen aus den Kreiſen 
tüchtiger Fachmänner laut, mit Gründen heraus. 
treten, welche die Anwendung der Verjährung im 


auch nicht mit Unrecht, darauf hin, daß ſich die 
Verjährung meiſtens als eine Belohnung für dle 
jenigen Verbrecher darstelle, die alle Spuren der 
That zu berſchletern und zu verdunkeln wußten, um 
fo durch Täuſchung der Behörden die Strafver⸗ 
ſolgung zu vereiteln. Auf dieſe Weiſe könne ſich 
mancher durch unlautere Mittel jahrelang der 
Strafverfolgung und vielleicht ganz der Strafe 
überhaupt entziehen. Verfaſſer erinnert ſich eines 
Giftmordes, der vieleicht vierzig Jahre nach der 
That von dem bis dahin unentvedten Verbrecher 
eingeſtanden wurde. 

Doch Hören wir, was das Strafgeſetzbuch 
hierüber ſelbſt ſagt: 


„Durch die Verjährung wird die Strafverfolgung 
und die Strafvollſtreckung ausgeſchloſſen.“ 

Sowohl alſo die Strafverfolgungs-, als auch 
die Strafvollſtreckungesverjährung beruhen, nach 
Auffaſſunz des Geſetzgebers, beide auf demſelben 
Gedanken. Es deutet dieſes die gemelnſame Be ⸗ 
handlung beider Verjährungsarten im Strafgeſeß⸗ 
buche an, namentlich ihre Zuſammenfaſſung in 
dem vorgenannten $ 66. 

Während aber die einen das Weſen und dle 
Einhettlichkeit des Inſtituts ausdrücken durch die 
Bezeichnung „Strafverjährung“ (ſo z. B. Heinze 
HH. II. 601), die anderen durch „Tilgung des 
ſtaats rechtlichen Strafanſpruchs“ (ſo z. B. o. Liszt 
S. 283), noch andere endlich das Inſtitut ledig⸗ 
lich als ein „ſtrafprozeßrechtliches“ auffallen (ſo 
3. B. Oppenhof Nr. 1), erſcheſnt diejenige An⸗ 
ſicht als richtige, welche das Inſtitut, mie das 
jenige der Antrags berechtigung (861 Nr. 1) als 
ein ſolches gemiſchten Charakters anſteht, derartig, 
daß es feinem Grunde nach zwar dem matertel⸗ 
len Rechte angehört, poſitiv rechtlich aber eine 
ſein juriſtiſches Weſin beein fluſſende progefjun- 
liſche Einkleidung erhalten dat; ſo nameutllich 
auch v. Riſch G. S. XXXVI 217, ſowie de lege 
lata Hälſchner I 695 f., obigen er theoretiſch 
vie Verjährung der Strafe für das nichtigere 
anficht. 

Die für die Strafverſelgungsverjährung 
geltenden Friſten richten ſich nun nach der 
Strafe, auf welche im einzelnen Falle erkannt 
worden iſt. 

Die Strafverfolgung von Verbrechen ver⸗ 
jährt nach $ 67 des deutſchen Reichsſtrafgeſetz⸗ 
buches, wenn ſte mit dem Tode oder mit lebens⸗ 
länglichem Zuchthauſe bedroht find, in zwanzig, 
wenn ſie im Höchſt betrage mit einer Freiheils⸗ 
ſtrafe von einer längeren als zehnjährigen Dauer 
bedroht find, in fünfzehn, und wenn ſie mit 
einer geringeren Freihelteſtrafe bedroht ſind, in 
zehn Jahren. 

Die Strafverfolgung von Vergehen, die im 
Hoͤchſbetrage mit einer längeren als dreimonat⸗ 


Strafrechte vollſtändig ausgeſchloſſen wiſſen wollen 
Dieſe „Verlährungegegner weiien, und vlelleicht 


§ 66 des Reichsſtrafgeſetzbuches lautet: 


lichen Gefängnißſtraft bedroht ſtud, verjährt in 
fünf Jahren, von anderen Vergehen in drei 


Jahren. 


jährung. 


lung ſich bezieht. 


ter Strafen. 


Jahren; 


Jahren; 


Jahren. 


Petersburg, 


Schluſſe bei. 


übergegangen. 


ihrem Eigenthum 


erhalten würde. 


ſau, niedergelaſſen. 


Dagegen verjährt die Strafverfolgung von 
Uebertretungen ſchon in drei Monaten. Die Ver⸗ 
jährung beginnt mit dem Tage, an welchem dle 
Hondlung begangen iſt, 
Zeitpunkt des eingetretenen Erfolges. 
jagt aber fofort näher aue führend 8 68, daß, 
wenn der Richter eine Handlung, die wegen der 
begangenen That gegen den Thäter gerichtet ift, 
unternimmt, die Verjährung unterbrochen wird. 
Nach der Unterbrechung beginnt eine neue Ver⸗ 
Die Unterbrechung 
rückſichtlich desjenigen ftatt, auf welchen die Hand⸗ 


ohne Rückſicht 


ſindet jedoch nur 


Ganz andere Beſtimmungen gelten aber nun 
beziebentlich der Vollſtreckung rechtekräftig irkann · 


Nach § 70 des Reichsſtrafgeſetzbuches tritt 
hier eine Verfährung ein, wenn: 

1) auf Tod oder auf lebenslängliches Zucht 
baus oder auf lebenslängliche Feſtungshaft er- 
kannt iſt, in dreißig Jahren; 

2) auf Zuchthaus oder Feſtungs haft von 
mehr als zehn Jahren erkannt iſt, in zwanzig 


3) auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren oder 
auf Feſtungshaft von fünf bie zu zehn Jahren, 
oder Gefängniß von mehr als fünf Jahren er⸗ 
kannt iſt, in fünfzehn Jahren; 

4) auf Feſtunge haft oder Gefängniß von 
zwei bis fünf Jahren oder auf Geldſtrafe von 
mehr als ſechstauſend Mark erkannt iſt, in zehn 


5) auf Feſlungshaft oder Gefänguiß bis zu 
zwei Jahren oder auf Geldstrafe von mehr als 
einhundertfünfzig bis zu ſechstauſend Mark er- 
kannt iſt, in fünf Jahren; 

6) auf Haft oder auf Geldſtrafe bis zu 
einhundertfünfzig Mark erkannt if, 

Die Verjährung beginnt mit dem Tage, an 
welchem das Urtheil rechtskräftig geworden iſt. 

Die Vollſtreckung 
Handlung neben einer Freiheitsſtrafe erkannten 
Geldſtrafe verjährt nicht früher, als die Voll ⸗ 
ſtreckung der Freiheitsſtrafe.— 

Jede auf Vollſtreckung der Strafe gerichtete 
Handlung derjenigen Behörde, welcher die Voll⸗ 
ſtreckung obliegt, ſowle die zum Zwecke der Voll⸗ 
ſtreckung erfolgenden Feſtnahme des Verurtheilten 
unterbricht die Verjährung. 
brechung der Vollſtreckung d 
tine neue Verjährung. 


einer 


Nach der Unter 
er Strafe beginnt 


Kuunſt und Literatur. 

Theater für heute. Stadttheater; 
Volksthümliche Vorſtellung zu ermäßigten Preiſen 
(Parquet 1 Mark ꝛc.). „Sidonia von Bord.“ 
28. März. 
Aufführung der „Götterdämmerung“ im dritten 
Zyklus des „Ring der Nibelungen“ wohnten die 
Katſerin und der Großfürſt⸗Thronfolger bis zum 
Die Aufnahme der Vorſtellung war 
eine äußerſt enthuſtaſtiſche, beſonderer Aus zeſch⸗ 
nung erfreute ſich Thereſe Malten. 
ginnt der letzte Zyklus. 


Gerichts-Zeitung. 

8 Poſen, 28. März. 

Das hleſige Schöffengericht verurthrilte beute den 

Chefredakteur der „Poſener Ztg.“, Karl Fontane, 

wegen Beleidigung des Schriſtſtellers Theodor 

Hermann Lauge zu 100 Mark Geldſtrafe und 
zur Tragung der Koſten. 


Vermiſchte Nachrichten. 

— Das Spukhaus in Reſau it der „Potsd. 
Ztg.“ zufolge jetzt in den Beſitz von Spiritlſten 
Das Ehepaar Böttcher bat den 
für fe unheimlichen Spukräumen den Rücken ge 
kehrt un? ih in Schwina, eine Stunde 
Die Spiritiften werden nun 
vermuthlich mit ihren Medien Tag und Nacht in 
welter „ſpuken“. 

— In einer Klinik der Untverfität Kiel erſchien, 
wie man uns mitthellt, vor einiger Zeit ein ſtäm⸗ 
miger Landmann, anſche nend 
vierziger Jahre ſtehend, und 
N. ſein — Skelett zum Verkaufe an. 
mein Beſter“, meinte dieſer, und muflerte den 
Mann, der — ein Bild ſtrotzen 
— vor ihm ſtand, 
Ende lange warten müſſen, 
fig antreten könnte 
mit dem Gelde anfangen?“ — 
antwortete der Gefragte, „ich wollte Damit nach 
Auſtralien auswandern!“ 

— Ein penſtonirter Stauer-Jnſpektor, ber 
diefer Tage in Grenoble ſtarb, bat eln origi⸗ 
nelles Teſtament hinterlaſſen. 
Stadt St. Marcellin eine jährliche Rente von 
600 Franks, die an ein Mädchen von mindeſtens 
30 Jahren ausgezahlt werden ſoll, die durch ein 
Votum ihrer Landsleute im Alter von 18 bis 
30 Jahren die meiſten Stimmen für das Legat 
Dieſelbt Perſon kann das Le⸗ 
gat während mebrerer Jahre erhalten, wenn fie 
immer die meiſten Stimmen auf ſich vereinigt. 
Die Erwählte braucht nicht die Tugenden einer 
Roſenkönigin nachzuwelſen, nur die Mehrheit ber 
Abſtimmenden iſt für die Wahl entſcheldend. 
Für den Fall, daß keine Preisbewerberin die 
Majorität der Stimmen erlangen ſollte, wird der 
Preis unter drei odet vier Mübewerberinnen, 
welche die größte Stimmenzahl erhielten, ver- 


% 


(Preßprozeß Lange.) 


„da würden w 
bis wir unſern Be⸗ 
n. — Was wollten 


„Herr Profeſſor“, 


wegen derſelben 


in der Mitte der 
bot dem Profeſſor 


theilt werden. 


origineller Bedingung vermacht. 


\ 
Ein zweites Legat wird der Stadt 
St. Morcelin von demſelben Erblaſſer unter noch 


Eine Summe 


von 3000 Franks ſoll der Stadt unter der Be⸗ 
vingung gehören, daß das Kapital durch 600 
Jahre unberührt bleibt und Zinſen auf Zinſen 


gehäuft 


werden, 


bis daſſelbe den Betrag von 
49.700 Milliarden erreicht. 


Die Bewohner von 


St. Marcellin werden nach Ablauf von 6 Jahe⸗ 
hunderten die glücklichſten Menſchen der Welt 
ſein, jeder der 3400 Bewohner dieſer Stadt wird 
über ein Vermögen von 14 Milliarden verfügen. 
Freilich fragt es ſich, welcher Bankier die Kapi- 
taliſttung dieſer 3000 Franks übernehmen und 
in welcher Münze 
auszahlen wird. 

Nachkommen nach 600 Jahren die Köpfe zer⸗ 
brechen müſſen. 


Mainz Lud 
von 1874.) 


April d. J. ſtatt. 


an die 49,700 Milliarden 
Darüber werden ſich unſere 


Banlweſen. 

wigshafen 4 pCt. Prioritäten 
Die nächſte Ziehung findet im 
Gegen den Koursverluſt von 
ca. 4½ pCt. bei der Auslooſung übernimmt das 
Bankhaus Karl Neuburger, Berlin, 


Franzöſiſche Straße 13, die Verſſcherung für 


\ 


caſſar. 


U 


eine Prämie von 7 Pf. pro 100 Mark. 
Verantwortlicher Redakteur: W. Sievers in Stettin. N 


Telegraphiſche Depeſchen. 


Frankfurt . M., 29. März. 
von Naſſau if heute Miting 12 Uhr 35 Mi- 
nuten hier eingetroffen und in jeiner 
Villa abgeſtlegen. 

Wiesbaden, 29. März. 
Oeſterreich hat für ihren hieſigen Aufenthalt, 
welcher vorläufig für die Zeit vom 15. April 
bis zum 15. Mat bemeſſen iſt, die ihe von ver 
Familie des verſtorbentn Geheimraths von Lan⸗ 
genbeck angebotene Villa ale Wohnung ange⸗ 
nommen. 


Der Herzog 
tefigen 


Die Kaiferin von 


Der Herzog von Naſſau trifft heute Nach⸗ 


mittag wit der Herzogin und dem Erbprinzen 
Wilhelm in Königſtein ein, um ſich dort zur Ab⸗ 
reife nach Luxemburg bereit zu halten. 

Bremen, 29. März. 
„Emma Römer“ verbrannte im Hafen von Ma⸗ 
Die Maanſchaft it gerettet. 

Sondershauſen, 29. März. 
miniſter, Wirkl. Geh. Rath v. Wolffersdorff, if 
geſtern Abend geſtorben. 

Stuttgart, 29. März. 
die Erhöhung der Gehälter der Staats beamten, er- 
fordert nahezu 2 Millionen Mark jährlich, ver⸗ 
theilt auf 12 525 Beamte mit einem bisherigen 
Gehalt von 19 Millionen Mark. 
die Aufbeſſerung der Gehälter der Gelſtlich en und 
Schullehrer. 

Wien, 29. März. 
Duell Baltazzi's wird von den Verwandten dee 
ſelben als unwahr bezeichnet. 


Die Roſtocker Bark 
Der Staats 


Die Vorlage, betr. 


Dazu kommt 


Die Nachricht von dem 


Wien, 29. März. Die „Neue Freie Priſſe“ 


veröffentlicht ein Schreiben des hieſigen amert⸗ 
kaniſchen Generalkonſuls Juſſen an den Staats 
ſetretär Blaine, in welchem derſelbe den Rüd- 
tritt von feinem Poſten anzeigt, um in Amerika 
= die Spitze eines großen Flnanzinſtituts zu 
reten. . 


Wien 29. März. Die amtliche „Wiener 


Zeitung“ veröffentlicht das Loos⸗Sperrgeſez und 
die Vollztehungs Verordnung des Finanzmini⸗ 
ftertums. 

Luxemburg, 29. März. 


Der Staats mint⸗ 


ſter Epſchen if vom Herzog Adolf von Naſſau 
auf morgen zu einer Konferenz nach Frauffurt 


a. M. eingeladen. 
Paris, 29. Marz. 


Wle die boulangiſtiſche 


„Preſſe“ meldet, begaben ſich geſtern die Depu⸗ 


tirten Clemenceau, 


Bo vier-Lapierre und Arene 
zum Miniſter des Innern, Conſtans, um die 


Verhaftung Boulangers zu beantragen. 


Belgrad, 29. Marz. 


Die Meldung der 


„Correſpondence de VER", daß im Konat von 
Kragnjevac Vorbereitungen für einen etwa zwet⸗ 
wöchentlichen Aufenthalt der Königin Natalie 
getroffen würden, wird von maßgebender Seite 
als vollſtändig erfunden bezeichnet. 


—— 


Waſſerſtand. 


Oder bei Breslau, 28. März, 


12 Ute 


Vormittags, Oberpegel 5,58 Meter, Unterpegel 


+ 2,18 Meter, 


Fällt. 


Brieg, 28. März, 


8 Uhr Vormittags, Oberpegel 5,54 Meter, Unter- 


pegel 3,96 Meter. 
März, + 2,22 Meter. 


+ 4,20 Meter. 


Poſen, 29. März. 


— Elde bei Dresden, 28. 


Magdeburg, 28. März, 
Die Warte iR in 


ftetem Steigen begriffen, der Pegel zeigte geſtern 
Abend 4,62 Meter, gegenwärtig 5,06 Meter. 
Die Ueberſchwemmung in der Stadt greift Immer 
welter um ſich, indeß werden die Verbindungen 
überall durch die Errichtung breiter Laufbrücken 


und durch Kähne wieder hergeſtellt. 
dach loſen Familten werden in Schulgebäuden und 
Hoſpitälern untergebracht. 


Die ob⸗ 


In Pogorzelice ſchrint 


das Waſſer ſeinen Höhepunkt üderſchritten zu 
haben; während geſtern Abend der dortige Waſ⸗ 
ſerſtand 4,74 Meter betrug, wird derſelbe heute 
auf 4,75 Meter gemeldet. 


Danzig, 29. März. 


Die Birdeler Nie- 


derung it nach zweifachem Bruch der Sommer- 
wälle überſchwemmt. 


Dirſchau, 


29. März. Das Waſſer, 


deſſen höchſter Stand 36 Millimeter mehr als 
im Vorjahre betrug nämlich 8,36 Meter, fallt 


Weichſel vorüber. 


— 


Mehrere Straßen und Häuſer Hehen 


Der Durchbruch des Müh⸗ 
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